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Unser Schulsystem steckt in einer schweren Krise, die zunehmend mit Resignation oder 

Verärgerung hingenommen wird. Wenige Jahre konservativer und grüner Bildungspolitik haben zu 

gewaltigen Rückschritten im pädagogischen Alltag geführt. Von der Spitze des Bildungsministeriums 

abwärts sind keinerlei Visionen einer Schule für das 21. Jahrhundert zu vernehmen. Von „irgendwas 

mit Computern und iPads“ und „Qualitätssicherungsstrategien aus dem letzten Jahrhundert“ werden 

pädagogische Meilensteine erhofft. Währenddessen steigt die Zahl derjenigen Kolleginnen und 

Kollegen, die angesichts der Schulrealität den Beruf wechseln, ebenso jener, die aus Sorge vor 

Überlastung und Burnout Teilzeit anstreben. Erfahrene Lehrerinnen und Lehrer verlassen den 

Schuldienst in Richtung frühzeitigen Ruhestand, sobald sich die erste Möglichkeit dazu bietet und 

nehmen dafür lebenslange Pensionseinbußen in Kauf. 

Der Mangel an Lehrpersonal führt jetzt dazu, dass immer mehr Stunden jenes Unterrichtes, der eine 

Schule zu einem besonderen Lern- und Lebensort machen kann, nicht mehr angeboten werden 

können. Teamteaching, individuelle Fördermaßnahmen in Kleingruppen, unverbindliche Übungen, in 

denen persönliche Neigungen und Talente gefördert werden, klassenübergreifende Projekte, 

Inklusion, ja sogar Wandertage, Projektwochen oder der Schwimmunterricht –all dies wird langsam 

durch den Mangel an Personal an vielen Standorten unmöglich.  

Damit es endlich wieder eine Stimmung des Aufbruches in der Schule geben kann, fordern wir: 

 

 in den aktuellen Verhandlungen der Gewerkschaft der Pflichtschullehrer*innen mit dem 

Bildungsministerium Ergebnisse, die in der jetzigen schwierigen Situation zu spürbaren 

Entlastungen für Lehrer*innen und Schulleitungen führen. Sollte sich das Ministerium dabei 

nicht ausreichend bewegen, muss der Druck durch gewerkschaftliche Maßnahmen erhöht 

werden. Die Kolleginnen und Kollegen verdienen eine starke Vertretung.  

 

 eine nationale Bildungskonferenz, in der sich Vertreter*innen des Bildungsministeriums, der 

Wissenschaft, der Schüler:innen, der Eltern und der aktiven Lehrer:innen aus allen Schularten 

gleichberechtigt über die Schule der kommenden Jahrzehnte Gedanken machen. Die 

Ergebnisse dieser Konferenz müssen in einen Aktionsplan zur Neuausrichtung des 

Schulwesens münden. 

 

 das Primat der Pädagogik in den Bildungsdirektionen. Ziel der Schule ist es, die 

Schüler*innen auf deren weiteres Leben vorzubereiten und sie zu selbstbestimmten, 

kritischen, demokratisch denkenden, sowie in der Gemeinschaft handelnden Personen 

heranzubilden.  Die Pädagogik muss deswegen bei allen Fragen immer im Vordergrund 

stehen. 

 

 Supportpersonal für die psychosoziale Arbeit, weil die aktuellen Krisen für die Kinder und 

Jugendlichen und deren Familien eine große psychische Herausforderung bedeuten. Die 

Schule ist ein Ort, an dem die Schüler:innen die meiste Zeit des Tages verbringen und somit 

ein Ort, an dem sie in geschütztem Umfeld, betreut durch Profis die auftretenden 

Problemstellungen bearbeiten können. Diese Themenbereiche können nicht durch 



Lehrkräfte abgedeckt werden, hierzu braucht es ausgebildete Spezialist:innen 

(Betreuungslehrer:innen, Schulpsychologie, Schulsozialarbeit, Schulärzt:innen)  für den 

psychosozialen Bereich. 

 

 eine wirkliche Inklusion, die weder Lehrer*innen noch Kinder überfordert. Jedem Kind mit 

besonderen Bedürfnissen sind die notwendigen räumlichen, personellen und 

ausstattungsmäßigen Ressourcen bereitzustellen. Jedem Kind steht eine rasche und 

unbürokratische Unterstützung zu, ohne dem Kind Scheitern und Versagen im 

Regelschulsystem zumuten zu müssen. Es ist an der Zeit, dass Ressourcen nach dem 

wirklichen Bedarf zugeteilt werden (Lernschwierigkeiten, psychosoziale Störungen, 

Beeinträchtigungen, sprachliche Defizite…). Die im Finanzausgleichsgesetz geregelte 2,7%- 

Deckelung für sonderpädagogische Förderung durch den Bund muss endlich fallen. 

 dass den Schulen wieder genügend Betreuungslehrer:innen zur Verfügung stehen und nicht 
zur Abdeckung des Lehrer:innenmangels herausgenommen werden. Vor fast 40 Jahren 
wurde die Berufsgruppe der Betreuungslehrerinnen und Betreuungslehrer in Oberösterreich 
gegründet. Betreuungslehrer:innen stehen den Schüler:innen, Eltern und Pädagog:innen an 
den Schulen mit ihrer Fachexpertise zur Seite und können durch ihre Rolle außerhalb des 
jeweiligen Systems wertvolle Anregungen für die tägliche Arbeit geben und so Schüler:innen 
in schwierigen Lebenslagen so lange wie möglich begleiten.   

 
 die massive Vereinfachung und Beschleunigung der bürokratischen Abläufe. Etwa bei SPF- 

Anträgen, Schulassistenz oder Anträgen für Pädagogische Beratung;  

 

 die massive Erhöhung der Ressourcen für Schulassistenz durch das Land OÖ; zudem soll die 

Zuordnung bedarfsorientiert erfolgen und nicht an einzelnen Bescheiden festgemacht 

werden. 

 

 die Festlegung genauer Einstellungskriterien für Quereinsteiger:innen bzw. Lehrer:innen 

mit Sondervertrag. Das Modell für QuereinsteigerInnen hat zur Personalverstärkung an den 

Schulen geführt. Die Informationen über die tatsächlich zu erbringenden zusätzlichen 

Leistungen, die Gehaltsabschläge und die anrechenbaren Vordienstzeiten sind für die 

Kolleg:innen oft spärlich, sehr undurchsichtig oder nur schwer nachvollziehbar. Die 

Informationen müssen wie bei jeder Neuanstellung im Vorhinein präzise erbracht werden. 

 

 die Aufwertung der Tätigkeit der Schulleiter:innen und Einführung einer tatsächlichen 

Schulautonomie, weil sich durch das Schulautonomiepaket der Bundesregierung immer 

mehr Aufgaben von den Mitarbeiter:innen der Bildungsregionen zu den Schulleiter:innen 

verschoben haben und immer noch verschieben. Die ureigenste Aufgabe einer Schulleitung 

ist die pädagogische Leitung der Schule. Grundvoraussetzung dafür ist flächendeckende 

administrative Unterstützung mit der Aufgabe angepasster Bezahlung an allen Standorten 

sowie ein attraktives Dienst- und Besoldungsrecht für Schulleiter:innen. Ebenso ist es 

dringend an der Zeit, den Leitungen das ihnen zustehende Vertrauen entgegenzubringen und 

durch umfassende Schulautonomie eine echte Schulentwicklung zu ermöglichen.  

 

 eine umgehende Anpassung der Gehaltsstrukturen für Schulleiterinnen und Schulleiter im 

LDG, um sicherzustellen, dass ihre Leistungen und Verantwortlichkeiten angemessen 

gewürdigt werden. Schulleiter:innen sind Manager:innen des Schulalltags. Sie tragen eine 

immense Verantwortung für den reibungslosen Ablauf der Schule, die Umsetzung von 

Lehrplänen, die Schaffung einer positiven Lernumgebung und die Förderung der 



Schülerinnen und Schüler. Die Schulleitung ist auch für das Management und die Entwicklung 

des Lehrpersonals verantwortlich. Sie ist oft über die regulären Schulstunden hinaus im 

Einsatz, um Elternabende, Veranstaltungen und administrative Aufgaben zu bewältigen. Eine 

faire Vergütung sollte diese zusätzliche zeitliche Belastung berücksichtigen. Sie trägt nicht 

nur zur Zufriedenheit und Motivation der Schulleitung bei, sondern auch zur langfristigen 

Stabilität und Qualität der jeweiligen Bildungseinrichtung. 

 

 die Abschaffung der Gratissupplierung! In Zeiten des Personalmangels müssen fehlende 

Personen durch Mehrarbeit kompensiert werden. Diese zusätzliche Arbeit gehört ohne 

Ausnahme entlohnt! Die Regelung, dass 20 Supplierstunden nicht abgegolten werden, muss 

gestrichen werden. 

 

 die Zugangsbedingungen und Studienpläne der Universitäten für Musik, Sport, Kunst, 

Technik und Design an die Erfordernisse der Sekundarstufe so anzupassen, dass es weiterhin 

eine vernünftige Lehrer:innenausbildung in diesen Bereichen geben kann. Kreative Fächer 

spielen eine wichtige Rolle in der ganzheitlichen Entwicklung junger Menschen und haben 

positive Auswirkungen auf kognitive Fähigkeiten, Konzentration und mathematisches 

Verständnis. Die Universitäten orientieren sich in keiner Weise an der späteren 

Berufsrealität. Wir fordern eine Überprüfung  der Curricula, um sicherzustellen, dass wieder 

mehr Studierende Zugang zur Ausbildung haben. Die derzeitigen Hürden könnten dazu 

führen, dass es an qualifizierten Lehrer:innen mangeln wird, was wiederum die Bildung der 

Kinder beeinträchtigen könnte.  

 

 den einfachen und unkomplizierten Zugang zu Supervision für Lehrer:innen oder ganzer 

Kollegien. Lehrer*innen dürfen mit der zunehmenden psychischen und physischen Belastung 

nicht allein gelassen werden, sondern brauchen bei Bedarf wie alle Sozialberufe die 

Möglichkeit eines einfachen und schnellen Zuganges zu Supervision.  

 

 die Verbesserung des Praxisbezuges bei der Lehrer:innenausbildung, weil die begleitete 

Lehr- und Lernerfahrung in der Praxis die Grundvoraussetzung für einen gelungenen 

Berufseinstieg ist. Aktuell zeigt die Erfahrung, dass viele Junglehrer:innen den realen 

Ansprüchen eines Schulalltages nicht gewachsen sind. Auch das Mentoringsystem muss 

evaluiert werden. Notwendig wäre eine intensivere Koppelung der Ausbildung mit den 

Schulen. Ebenfalls muss die Ausbildung an den Hochschulen bedürfnisorientiert erfolgen und 

dahingehend adaptiert werden. Die zeitliche und inhaltliche Verschiebung von 

Themenbereichen aus dem Bachelor ins Masterstudium muss ehestens umgesetzt werden. 

Die neu eingeführten fünf- bzw. zehntägigen Lehrveranstaltungen vor Dienstantritt müssen 

ersatzlos gestrichen werden. 

 

 die Reformierung der Anstellungsmodalitäten für Neulehrer:innen. Es muss dringend 

wieder die Möglichkeit geschaffen werden, dass die Bildungsdirektion bei der Anstellung von 

Neulehrer:innen steuernd eingreifen kann. Damit soll vermieden werden, dass an Standorten 

über viele Wochen hinweg keine (klassenführenden) Lehrer:innen gefunden werden. 

 

 die Einführung eines Chancenindexes mit zusätzlichen Ressourcen auf Grundlage des von 

der Arbeiterkammer erarbeiteten Chancenindexmodells, um allen Schulen gemäß den ihnen 

eigenen Anforderungen und Herausforderungen gerecht werden zu können. 

 



 SAVD weiterhin kostenlos zur Verfügung zu stellen; Sprachbarrieren zwischen 

Pädagog:innen, ihren Schüler:innen und deren Erziehungsberechtigten können im Schulalltag 

zu großen Problemen führen und alle Beteiligten schwer belasten. SAVD ist zu einem 

effizienten Werkzeug im Schulalltag geworden. Um sprachliche und kulturelle 

Missverständnisse möglichst früh in der Kommunikation zu vermeiden und 

Chancengleichheit und Integration bestmöglich zu fördern, braucht es weiterhin für alle 

Schulen den kostenlosen Zugang zu SAVD Video – und Telefondolmetschen.  

 

 die Überführung der Ressourcen bei einem Schulwechsel von AHS/ BMHS zur Pflichtschule, 

weil die Kontingente bei der alten Schule verbleiben, auch wenn die Schüler:innen zurück in 

den Pflichtschulbereich wechseln. Besonders die PTS stellt dieses Vorgehen stets vor große 

Probleme.  

 

 und die sofortige Schließung der Deutschförderklassen, weil alle Studien bestätigen, dass 

der Spracherwerb integrativ und in der Klassengemeinschaft am erfolgreichsten ist. Kinder 

brauchen ein soziales Umfeld, um zu lernen. Deshalb müssen separierende Fördermodelle 

wie Deutschförderklassen, die noch dazu wegen des Schullaufbahnverlustes zur 

Überalterung der Schüler:innen führen können, aufgelöst und sämtliche Kontingente für 

Deutschfördermaßnahmen bedarfs- und inklusionsorientiert zugeteilt werden. 

 

 das Ende der IKM-Testungen und die Neuausrichtung der freigewordenen Ressourcen auf 

Demokratieschulungen, soziales Lernen und gezielten Förderunterricht. 

Obwohl unsere Schülerinnen und Schüler bereits durch die gegenwärtigen Krisen erheblich 

belastet sind und zusätzlich unter dem Druck von Schularbeiten, Tests und Prüfungen stehen, 

nimmt die Häufigkeit der IKM-Testungen von Jahr zu Jahr zu. Die Organisation dieser Tests 

sowie die Vorbereitungs- und Nachbereitungsphasen führen dazu, dass wertvolle 

Unterrichtszeit verloren geht. Die finanziellen und personellen Ressourcen, die für die 

Durchführung der IKM-Testungen aufgewendet werden, könnten sinnvoller in die 

Verbesserung der individuellen Förderung, die Umsetzung kleingruppigen Unterrichts und 

die Förderung des sozialen Lernens investiert werden.  

 

 die Einführung der Gesamtschule für alle 10 – 14jährigen im Sinne eines wertschätzenden 

Miteinanders, eines Lernens voneinander und übereinander und mit Blick auf eine friedliche 

chancengerechtere Gesellschaft. Seit Jahrzehnten wissen wir, dass die frühe Segregation in 

der Schule nicht zielführend ist. Forschungen in Bezug auf die Länder, die früh schulisch 

segregieren, besagen, dass der Prädiktor für den weiteren lernbiografischen Weg hier nicht 

die Begabung, sondern der sozio – ökonomische Hintergrund der Eltern ist. 

Wir müssen Schule neu denken. Ein Weiterführen bisheriger Modelle ohne kritisches 

Hinterfragen oder kreatives Neugestalten führt zu weiteren verlorenen Jahren auf dem Rücken 

aller Betroffenen. Die Schule muss noch viel mehr Lern- und Lebensraum für alle Kinder und 

Jugendlichen werden –eine Verbindung des Lebens und Lernens. Neben dem Erwerb von 

Grundkompetenzen sollen auch die unterschiedlichsten Talente ihren Platz und ihre Förderung 

im Bildungssystem finden dürfen. Die Schule muss ein Ort sein, an dem die Schüler:innen 

unabhängig von ihrer Herkunft und den finanziellen Möglichkeiten der Eltern die Chance haben, 

sich zu entfalten und ihren Interessen nachzugehen. Nur so ist gewährleistet, dass unsere Kinder 

zu mündigen, unabhängigen, gebildeten und auch kritischen Erwachsenen heranreifen können. 



Der Sozialdemokratische Lehrer:innenverein Oberösterreich lädt alle Beteiligten ein, sich 

gemeinsam auf den Weg zu begeben um eine Schule, die den Anforderungen kommender 

Jahrzehnte gerecht wird, zu finden. 

 


